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65594 Runkel, den 22.11.2012

Niederschrift

über die 18. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für Mittwoch, den 21.11.2012, um 19.30 Uhr in den Clubraum der Stadthalle Runkel einberufen und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.   Gregor Adler

2.   Erhard Becker

3.   Martin Belz

4.   Dr. Manfred Birko

5.   Bernhard Brahm

6.   Eberhard Bremser

7.   Alexander Bullmann

8.   Lothar Burggraf

9.   Christoph Demel

10. Bernd Eckert
11  Ulrich Eisenberg
12. Günter Gebhart

13.
 Manfred Hastrich

14. Lothar Hautzel

15. Jörg-Peter Heil

16.
 Michael Kilb

17. Anton Krtsch

18. Thomas Kuhlisch

19. Armin Naß


	20.  Bernhard Polomski
21.  Rainer Röth

22.  Dr. Gerhard Ruttmann
23. Johannes Ruttmann
24. Ragnhild Schreiber

25. Klaus-Jürgen Wagner




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender

2. Peter Butzbach

3. Antonius Duchscherer

4. Sabine Hemming

5. Andreas Kuhn
	6. Silvia Lißner

7. Sandra Müller

8. Wolf-Dirk Räbiger


Entschuldigt fehlen von Seiten der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten Hans-Karl Trog und Klaus Preusser sowie Frau Stadtverordnete Margret Bergmeier.  Von Seiten der CDU-Fraktion fehlen entschuldigt die Herren Stadtverordneten Frank Burggraf und Volker Rosbach. Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fehlt entschuldigt Frau Stadtverordnete Petra Werbunat-Hofmann. Seitens des Magistrates fehlen die Herren Stadträte Michael Uhl und Christian Janevski sowie Frau Stadträtin Gertrud Burggraf. 
Punkt 1

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber eröffnet die Sitzung um 19.35 Uhr mit der Begrüßung aller Anwesenden und dem Dank an alle, die an der Vorbereitung der Sitzungsthemen, des Sitzungsmaterials und der Gestaltung des Sitzungsraumes mitgewirkt haben.

Zur Feststellung der Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung gibt sie bekannt, dass die Einladung an die Mitglieder ordnungsgemäß erfolgt ist, indem sie am 15. November 2012 durch den städtischen Bauhof zugestellt wurde und somit die Frist von mehr als drei Tagen bis zum Sitzungstermin eingehalten wurde. 

Dem folgt die Bekanntmachung, dass mit 25 stimmberechtigten Mitgliedern mehr als die Hälfte der 31 Stadtverordneten anwesend sind. Auf dieser Grundlage stellt die Stadtverordnetenvorsteherin sodann die Beschlussfähigkeit der Sitzung fest und leitet in die Tagesordnung über. 

Herr Bürgermeister Bender bittet zu Anfang die beiden geplanten Tagesordnungspunkte 9 „Ankündigungsbeschluss zur Entwässerungssatzung“ und 10 „Benutzungs- und Gebührensatzung für die Sportstätten in der Stadt Runkel“ von der heutigen Tagesordnung zu nehmen. Er begründet zum Tagesordnungspunkt 9 folgendermaßen: Auf Nachfrage aus dem Parlament, ob ein Ankündigungsbeschluss zwingend notwendig ist, hat die Verwaltung mitgeteilt, dass dies nicht erforderlich ist, wenn das Parlament keine Gebührenänderung in der ersten Jahreshälfte beabsichtigt. Da derzeit ca. 50 % der Bögen ausgewertet sind und für die vorliegenden Bögen eine entsprechende Bearbeitungszeit erforderlich ist, wird im Frühjahr das endgültige Ergebnis vorliegen. Da eine Gebührenerhöhung nicht angestrebt ist, kann eine Satzungsänderung jederzeit beschlossen werden. Eine   Pflicht zur Einführung der gesplitteten Abwassergebühr zum 01.01.2013 besteht nicht.

Die Herabnahme des Tagesordnungspunkt 10 Benutzungs- und Gebührensatzung für die Sportstätten in der Stadt Runkel begründet er wie folgt: Nach Prüfung des Beschlussvorschlages des Ausschusses Jugend, Senioren, Sport, Kultur und Soziales bestehen Bedenken, dass der Beschluss in der vorliegenden Form umgesetzt werden kann. Eine diesbezügliche Klärung findet zurzeit statt. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bittet um Abstimmung über die Änderung der Tagesordnung. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Änderung der Tagesordnung.

Abstimmung:

Ja- 25


Nein – 0

Enthaltung- 0

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erklärt, dass sich die nachfolgenden Tagesordnungspunkte nach der „Ersten Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Graben“ im Stadtteil Hofen beginnend mit Punkt 9 fortlaufend neu durchnummerieren.

Punkt 2

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender verliest die Anfrage der Fraktion der Bürgerliste vom 

23.10.2012 (s. Anlage) zum Thema: „Wohnsitzlose“ und beantwortet diese wie folgt:

Zu 1: Nein, aber die Kommune hat eine Unterbringungsverpflichtung gegenüber unfreiwilliger Nichtseßhaftigkeit und gegenüber Einzelpersonen und Familien, zur Verhinderung von Obdachlosigkeit.
Zu 2: Die Stadt Runkel verfügt zurzeit über keine ausgewiesenen Not- bzw. Obdachlosenunterkünfte.

Zu 3-5: Entfällt

Zu 6: In den letzten 5 Jahren wurden bei der Stadtverwaltung drei Fälle von Obdachlosen unter 25 Jahren bekannt. Die Obdachlosigkeit konnte in allen Fällen durch Gespräche mit den Eltern bzw. ehem. Vermietern abgewendet werden.

Zu 7-11: Entfällt

Zu 12: Es wurde einmal in Absprache mit dem pädagogischen Leiter des Walter-Adloch-Hauses ein junger Mann vor Ort in Limburg betreut. Eine Verweisung an andere Kommunen hat nicht stattgefunden.

Abschließend ist zu bemerken, dass sich das Ortnungsamt der Stadt Runkel schon bei Bekanntwerden einer drohenden Obdachlosigkeit mit den Betroffenen in Verbindung setzt und es dadurch fast immer gelingt, durch unterstützende Maßnahmen (z. B. Vermittlung einer günstigeren Wohnung, Gespräche mit Vermieter oder Eltern, kurzfristige Wiedereinweisung, usw.) die drohende Obdachlosigkeit abzuwenden.

Herr Bürgermeister Bender verliest eine weitere Anfrage der Bürgerliste vom 30.10.2012 (s. Anlage) zum Thema: „Auf dem Mühlwehr“,  und antwortet hierzu:
Nach erneuter Rücksprache mit den Eigentümern der angesprochenen Grundstücke gibt es derzeit keine konkreten Pläne für deren zeitnahe Bebauung. Die Möglichkeiten der Stadt Runkel, die Bebauung der Grundstücke zu forcieren, sind begrenzt. Sie können darin bestehen, dass die Realisierung eines Vorhabens unter Umständen notwendige Änderungen des rechtskräftigen Bebauungsplans schnell durchgeführt werden oder das im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens erforderliche Zustimmungen der Stadt Runkel zügig erteilt werden. Die Verwaltung hat den Grundstückseigentümern in der Vergangenheit mehrfach ihre Unterstützung zugesagt. 

Herr Bürgermeister Bender verliest die nächste Anfrage der Bürgerliste vom 30.10.2012 (s. Anlage) zum Thema: „Hallen am Ortsausgang von Dehrn Richtung Steeden“  die er folgendermaßen beantwortet:
Diese Hallen wurden vom Fachdienst Bauen und Naturschutz der Kreisverwaltung mit Bauschein vom 09.08.2012 nachgenehmigt. Das der Nachgenehmigung zugrunde liegende Brandschutzkonzept wurde vom Fachdienst Brand-, Zivil- und Katastrophenschutz der Kreisverwaltung bisher nicht mit dem Stadtbrandinspektor der Stadt Runkel, Herrn Schuld, besprochen. Herr SBI Schuld wird sich um die Terminierung eines entsprechenden Abstimmungsgespräches bemühen.
Eine weitere Anfrage der Bürgerliste vom 30.10.2012 (s. Anlage) zum Thema: „Anschaffung eines Feuerwehrfahrzeugs“ wird von Herrn Bürgermeister Bender verlesen und wie folgt beantwortet:

Hier berichtet Herr Bürgermeister Bender zu den Folgekosten, dass diese sich auf 2.000,- Euro belaufen p. a. für die Unfallverhütungsvorschriften. Weiterhin werden in 2013 für eine 10 Jahreswartung 2.000,- Euro benötigt.

Für laufende Unterhaltskosten werden jährlich ca. 500,- Euro, für die Versicherung ca. 100,- bis 150,- Euro für den TÜV bzw. eine Sonderprüfung ca. 500,- Euro für Diesel und Öl und für Inspektionen sowie 500,- bis 1.000,- Euro veranschlagt.

Zum Anschaffungszeitpunkt antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass durch den Bau von genehmigten mehrgeschossigen Bauvorhaben, auch nach Rücksprache mit dem Stadtbrandinspektor, ein Schutz  im geforderten Umfang nicht mehr sichergestellt werden kann. Auf Grund dieser Tatsache wurde der Stadtbrandinspektor beauftragt, auf dem Markt kommende Angebote zu beobachten.
Wider Erwarten stieß er an ein äußerst günstiges Angebot der FW Siegen. Dieses belief sich auf 35.000 Euro (Mindestgebot) mit einer sehr begrenzten Abgabefrist. Auf Grund des Zeitdrucks sah sich der Magistrat veranlasst, eine sehr zeitnahe Entscheidung zu treffen und die etwaige Finanzierung sicherzustellen. Die erforderlichen Finanzmittel wurden aus den in diesen nicht im vollen Umfang benötigten Geldern für die Beschaffung des Digitalfunks bereitgestellt unter gleichzeitiger Zusage des Stadtbrandinspektors der Feuerwehr durch Nichtverausgabung vorgesehener Beschaffungen die  Finanzierung zu unterstützen. Wie schon in der letzten Stadtverordnetenversammlung mitgeteilt, wurden bereits Gespräche über mögliche Spenden bzgl. einer evtl. Beteiligung geführt. Heute kann mitgeteilt werden, dass eine Spendenzusage der Fa. Egenolf in Höhe von 30.000 Euro gegeben wurde.
Nach der Beantwortung der Anfrage der Bürgerliste zum Feuerwehrleiterfahrzeug meldet sich der Fraktionsvorsitzender der Bürgerliste zu Wort und warf dem Magistrat vor, mit seiner Entscheidung das Feuerwehrleiterfahrzeug kurzfristig und unter der Umgehung der Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung zu kaufen gegen die Vorgaben HGO verstoßen zu haben. Er sagte eine solche Investition, die bisher nicht im Haushaltsplan aufgeführt sei könne über den Nachtragshaushalt umgesetzt werden. Für die Genehmigung eines Nachtragshaushaltes sei die Stadtverordnetenversammlung zuständig. Herr Bürgermeister Bender rechtfertigte sich mit seiner Verantwortung dafür, dass die Feuerwehr  der Stadt Runkel entsprechend der baulichen Gegebenheiten der Stadt mit der notwendigen Ausrüstung für die Brandbekämpfung ausgerüstet sei  und das sich die Gelegenheit  eine notwendiges Feuerwehrleiterfahrzeug zu kaufen ganz kurzfristig durch eine Versteigerung eines gebrauchten Fahrzeuges gegeben hätte.

Zur Anfrage der Bürgerliste betreffend (s. Anlage): „Zum Stand und Entwicklung der Verpflichtungen der Stadt Runkel“ teilt Herr Bürgermeister Bender mit, dass umfangreiche Unterlagen  im Laufe der Sitzung hierzu ausgehändigt werden.
Fortfahrend verliest Herr Bürgermeister Bender die Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.11.2012 (s. Anlage) zum Thema: „Heizungsaustausch /Blockheizkraftwerk“ und schildert hierzu:
Diese Angelegenheit wurde das Fachbüro Enviroserve aus Dehrn mit der Überprüfung des Sachverhaltes beauftragt. Das Ergebnis ist, dass die derzeit am Markt verfügbaren BHKW im Bürgerhaus Dehrn nicht wirtschaftlich betrieben werden können. Die führenden Hersteller, wie z. B. Viessmann und Buderus, sind zurzeit mit der Entwicklung kleinerer und damit auch für das Dehrner Bürgerhaus geeigneter Anlagen beschäftigt.

Da die Heizung im Bürgerhaus dringend erneuert werden musste, wurde eine neue Heizungsanlage eingebaut, die zu gegebener Zeit problemlos mit einem BHKW nachgerüstet werden kann.

Herr Bürgermeister Bender verliest eine weitere Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.11.2012 (s.Anlage) zum Thema:“ Photovoltaikanlage auf dem neuen Feuerwehrgerätehaus“ und antwortet wie folgt:
Zu 1)

Im Rahmen der Gespräche in den städtischen Gremien zum Bau des Feuerwehrhauses bestand Einvernehmen darüber, auf dessen Dach eine PV-Anlage zu installieren.

Zu 2)

Die Kosten werden von dem Anlagenbetreiber getragen.

Zu 3 )
Die geplanten Kosten betragen 32.000,- Euro, die Endabrechnung liegt noch nicht vor. Der prognostizierte Ertrag im 1. Jahr beträgt 32.000,- Euro. Die jährliche Pacht beträgt  750,- Euro.

Eine weitere Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/Die Grünen vom 18.11.2012 (s. Anlage) zum Thema: „Versorgung mit schnellen Internetanschlüssen“ beantwortet Bürgermeister Bender folgendermaßen;
Zu 1) 

Die Fa. OR Network hat die Netzplanung inzwischen abgeschlossen. Zurzeit wird der zeitliche Ablauf des Netzaufbaus abgestimmt. Die Firma bemüht sich, den Netzaufbau schnellstmöglich abzuschließen.

Zu 2)

In den Verträgen sind keine verbindlichen Zeitpunkte festgelegt. (Weilburg, Weinbach,Villmar und Runkel)

Zur letzten Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.11.2012 (s. Anlage)
zum Thema: „ Energie- und Klimaschutzkonzept für Runkel“ berichtet Herr Bürgermeister Bender, dass das in Rede stehende Konzept noch nicht existiert. Ein Fachbüro ist zur Zeit damit beauftragt, die notwendigen wie umfänglichen Erhebungen zu ermitteln. Ergebnisse stehen zur HH-Beratung 2013 zur Verfügung.
Punkt 3

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:    Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 122, Kappesborder Berg 30, 


 Größe 686 m²

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 122, Größe 686 m², „Kappesborder Berg 30“ an die Eheleute Regina und Oswald Hainz, Am Röckerkopf 6 in 65719 Hofheim am Taunus, zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis 110,- €/m², voll erschlossen) zu veräußern.
Abstimmung:

Ja- 25


Nein- 0

Enthaltung- 0
Punkt 4

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:    Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 153, Kappesborder Berg 25, 


 Größe 731 m²

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 153, Größe 731 m², „Kappesborder Berg 25“, an die Eheleute Andreas und Michael Däubner, Schadecker Straße 4 in 65594 Runkel, zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis 110,- €/m², voll erschlossen) zu veräußern.

Abstimmung:

Ja- 25 

Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 5 

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:
Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 114, Kappesborder Berg 34, 


Größe 944 m²

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 114, Größe 944 m², „Kappesborder Berg 34“, an Herrn Christian Stöppler, Borngasse 32a in 65594 Runkel, zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis 110,- €/m², voll erschlossen) zu veräußern.

Abstimmung:

Ja- 25


Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 6

Verkauf städtischer Grundstücke;

hier:   Grundstück Gemarkung Arfurt, Flur 2, Flurstück 167/78, 

Am Kunzeberg 25,  Größe 100 m²

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das städtische Grundstück, Gemarkung Arfurt, Flur 2, Flurstück 167/78, „Am Kunzeberg 25“, Größe 100 m², an Herrn Kai Dieter Müller aus Arfurt zu verkaufen.

Der  Verkaufspreis beträgt 3.500,- €. Der Erwerber hat sämtliche mit der Durchführung des Grundstückskaufvertrages anfallenden Kosten zu tragen.

Abstimmung:

Ja- 25


Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 7

Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe; 

hier: 
Austausch der Hallentore der Feuerwehrgerätehäuser in Dehrn und 
Eschenau

Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) beantragt, die gesamte Maßnahme ins Haushaltsjahr 2013 einzustellen.
Herr Stadtverordneter Gebhart ergänzt, dass im Haushalt 2012 exakt die zwei Positionen veranschlagt worden sind. Auf dem Blatt Brandschutz des Haushalts sind in den gesamten Aufwendungen 128.500,- Euro eingestellt. Ersichtlich unter der Erläuterung zu Sachkonten 6161000 Austausch eines Tores Feuerwehr Eschenau 5.000,- Euro, Austausch der Tore Feuerwehrgerätehaus Dehrn 15.000,- Euro. Zwar ist die Gesamtposition nun überzogen, dennoch wurde in der Haushaltsberatung 2012 über die Durchführung des Austausches diskutiert und beschlossen.
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber gibt den Antrag der Bürgerliste zur Abstimmung.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die gesamte Maßnahme ins Haushaltsjahr 2013 einzustellen.

Abstimmung:

Ja- 5


Nein-
19

Enthaltung- 1
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber gibt den Antrag des Magistrates zur Abstimmung.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, bei dem Budget 126 Feuerwehr, eine überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 22.000,- €, die in den Haushalt 2012 einzustellen.
Abstimmung:

Ja- 20 

Nein-
4

Enthaltung- 1
Herr Stadtverordneter Gebhart erklärt abschließend, dass die Ziffern 126 in Zeiten eines Produkthaushaltes eine bestimmte Produktgruppe benennen. In diesem Fall heisst die Produktgruppe 126  – Brandschutz.

Punkt 8

Erste Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Graben“ im Stadtteil Hofen;

hier: 
Fassung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und 
Beschluss der Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie der 
Durchführung der notwendigen Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden  und sonstigen Träger öffentlicher Belange

          - Bericht durch den Bauausschussvorsitzenden, Herrn Hastrich,

 und ggf. Beschlussfassung -

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt hierzu dem Ausschussvorsitzenden Herrn Hastrich das Wort.
Dieser berichtet, dass der Bau- und Umweltausschuss in seiner Sitzung am 15.11.2012 folgendes beschlossen hat:

 

Die ursprünglich vorgesehene Umzonung der Parzelle 185 von „Öffentliche Grünfläche – Spielplatz“ in „Private Grünfläche“ und der Parzelle 202 von „WA“ in „Öffentliche Grünfläche – Spielplatz“ soll nicht erfolgen. Für die Parzelle 185 soll nach wie vor die Option erhalten bleiben, bei Bedarf einen Spielplatz einzurichten. Auf der Parzelle 202 soll kein Spielplatz errichtet werden. 

Insofern ist dies für eine B-Plan Änderung nicht relevant!

 

In Abhängigkeit der seinerzeitigen Zusage des Magistrats an Herrn Dorn, sen., dass auf dieser Parzelle (202) ein Spielplatz errichtet, nun aber nicht umgesetzt wird, schlägt der Ausschuss, vor das Flurstück 202  an den Interessenten Herrn Carsten Dorn zu den ortsüblichen Baulandpreisen zu verkaufen. Sollte Herr Dorn allerdings dazu nicht bereit sein, kann der Bauplatz an einen nächsten Interessenten verkauft werden.

Der erste Kaufinteressent, Herr Winkler, hat avisiert, dass er seinen Kaufantrag zurückzieht. Das wäre allerdings die Voraussetzung für den o.g. Verkauf.
Weiterhin hat der Bau- und Umweltausschuss beschlossen:

1.  Die Parzelle 189 (Zwickel im Mündungsbereich des NBG) soll von „Öffentlicher 
Grünfläche“ in „Parkplatz“ umgezont werden.  Dies entspannt die Situation des 
ruhenden Verkehrs. Diese Entscheidung folgt einem Antrag des Ortsbeirates 
Hofen.

2.
Die im Straßenbereich eingetragenen Stellplätze sollen entfallen. Nach dem 
Endausbau des Baugebietes sollen in den Bereichen, wo es aufgrund der 
bestehenden Grundstückszufahrten möglich ist, Stellplätze markiert werden 
und das Parken durch eine entsprechende verkehrsrechtliche Beschilderung 
nur in diesen gekennzeichneten Flächen zugelassen werden.

3.
Durch eine Ergänzung der textlichen Festsetzungen, soll die Errichtung  von 

2 m hohen Sichtschutzzäunen zugelassen werden. Dies entspricht einem 
Wunsch des Ortsbeirates Hofen. Gemäß HBO sind 2 m hohe Sichtschutz-
zäune in unbeplanten Innerortslagen heute schon zulässig.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt der ersten Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Graben“, Stadtteil Hofen, zu folgenden Punkte  zu: 
1.  
Die Parzelle 189 (Zwickel im Mündungsbereich des NBG) soll von 
„Öffentlicher Grünfläche“ in „Parkplatz“ umgezont werden.  Dies 
entspannt die Situation des ruhenden Verkehrs. Diese Entscheidung 
folgt einem 
Antrag des 
Ortsbeirates Hofen.

2.
Die im Straßenbereich eingetragenen Stellplätze sollen entfallen. Nach 
dem 
Endausbau des Baugebietes sollen in den Bereichen, wo es 
aufgrund der bestehenden Grundstückszufahrten möglich ist, 
Stellplätze markiert werden und das Parken durch eine 
entsprechende 
verkehrsrechtliche Beschilderung nur in diesen gekennzeichneten 
Flächen zugelassen werden.

3.
Durch eine Ergänzung der textlichen Festsetzungen soll die Errichtung  
von 2 
m hohen Sichtschutzzäunen zugelassen werden. Dies entspricht 
einem Wunsch des Ortsbeirates Hofen. Gemäß HBO sind 2 m hohe 
Sichtschutzzäune in unbeplanten Innerortslagen heute schon zulässig.

Abstimmung:

Ja- 24


Nein-
1

Enthaltung- 0
Herr Stadtverordneter Kuhlisch fragt an, was aus den entfallenden Stellplätzen wird. Herr Ausschussvorsitzender Hastrich antwortet hierauf, dass diese normale Verkehrsflächen werden.
Punkt 9

Zukünftige Verfahrensweise bei der Aufnahme von Krediten durch den  Magistrat der Stadt Runkel;

hier:
Antrag der Bürgerliste Runkel

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt hierzu Herrn Fraktionsvorsitzenden Becker von der beantragenden Bürgerliste das Wort. Dieser teilt mit, dass in den Verwaltungsvorlagen ausführlich die Begründung des Antrages beschrieben wurde. 

Im Anschluss erteilt Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber Herrn Gebhart von der SPD-Fraktion das Wort. Dieser teilt mit, dass die Entscheidung zur Aufnahme von Krediten und Kreditbedingungen nach § 103 HGO, Aufgabe der Stadtverordnetenversammlung sind. Diese Aufgaben können an den Magistrat übertragen werden. Dies wird in vielen Kommunen bereits praktiziert. Es empfiehlt sich, dies dann in der Hauptsatzung zu regeln. Er teilt mit, dass dies durch § 2 der Hauptsatzung der Stadt Runkel – Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben – gegeben sei. Dort ist unter Punkt 3 die Angelegenheit gelistet. Es wäre hier ein weiterer Unterpunkt f) zu ergänzen, der folgendermaßen heissen könnte:

f) Die Entscheidung über die Aufnahme von Krediten und die Kreditbedingungen 

Mehr wäre nicht erforderlich. Hier werden von der Stadtverordnetenversammlung an den Magistrat dann die einzelnen Aufgaben übertragen. Da dann eine Änderung der Hauptsatzung vorgenommen wird, ist eine Mehrheit der gesetzlichen Vertreter (hier 16) erforderlich. Alle weiteren Anträge bzw. Ergänzungen wären überflüssig.

Er empfiehlt, dass die Änderung / Ergänzung der Hauptsatzung vorgenommen wird, dem Magistrat die Aufgabe der Entscheidung über die Aufnahme von Krediten und den Kreditbedingungen zu übertragen und auf das übrige Beiwerk zu verzichten. Einem so bereinigten Antrag würde die SPD-Fraktion zustimmen.

Dieser könnte wie folgt lauten:

Die Stadtverordnetenversammlung überträgt die Entscheidungen über die Aufnahme von Krediten und Kreditbedingungen an den Magistrat. Die Übertragung dieser Aufgabe wird in die Hauptsatzung aufgenommen.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin teilt daraufhin mit, dass hiermit ein Alternativantrag der SPD-Fraktion vorliegt. Daraufhin erteilt sie hierzu Herrn Fraktionsvorsitzenden Becker von der Bürgerliste erneut das Wort.

Dieser teilt mit, dass Herr Gebhart die Bürgerliste mit seinen Ausführungen überzeugt hat. Daher zieht die Bürgerliste den Antrag für den 1. Beschluss zurück, schließen uns dem Antrag von Herrn Gebhart an und bitten daher um Aufrechterhaltung / Abstimmung zum 2. Antrag.

Da keine weiteren zusätzlichen Anträge vorliegen, verliest Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber den abgeänderten Beschlussvorschlag.

Beschluss:


Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel überträgt die Entscheidungen über die Aufnahme von Krediten und die Kreditbedingungen an den Magistrat. Die Übertragung dieser Aufgabe wird in die Hauptsatzung der Stadt Runkel aufgenommen. Die Hauptsatzung der Stadt Runkel wird entsprechend geändert.
Abstimmung:

Ja- 25


Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 10

Änderung der Hauptsatzung der Stadt Runkel;

hier:
Aufnahme von genehmigten Krediten durch den Magistrat der Stadt 
Runkel / Antrag der Bürgerliste Runkel

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber verliest im Anschluss den abgeänderten Antrag. 

Die Stadtversammlung möge beschließen, dass analog des vorherigen Beschlusses die Hauptsatzung der Stadt Runkel unter § 2 geändert wird. 
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung überträgt die Entscheidungen über die Aufnahme von Krediten und die Kreditbedingungen an den Magistrat.

Die Übertragung dieser Aufgabe wird in die Hauptsatzung aufgenommen. Die Hauptsatzung wird entsprechend geändert.

folgend:

7. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Runkel vom 12. März 1993

§ 2 Abs. 3:

Ergänzung von Punkt f): Die Entscheidung über die Aufnahme von Krediten und die Kreditbedingungen.
Im nächsten Absatz ist in der zweiten Zeile zu ändern: ...§ 2 Abs. 3 b) bis f)...

§ 8 Inkrafttreten

Diese Änderung der Hauptsatzung der Stadt Runkel tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Abstimmung:

Ja- 25


Nein-
0

Enthaltung- 0
Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) beantragt ins Protokoll aufzunehmen, dass die Bürgerliste wünscht, das jeweils in der letzten Sitzung vor der Sommerpause den Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung eine Aufstellung über die laufenden Darlehen mit der Restlaufzeit und den noch zu tilgenden Beträgen ausgehändigt wird.
Punkt 11
1. Nachtragsentwurf zum Haushalt 2012;

hier:
Einbringung und Verweisung in den HFA

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt hierzu Herrn Bürgermeister Bender das Wort.
Herr Bürgermeister Bender berichtet folgend: Aufgrund sich im Laufe eines Haushaltsjahres überwiegend nicht zu beeinflussenden Änderungen von Einnahmen und Ausgaben bringe ich heute den 1. Nachtrag für das laufende Haushaltsjahr 2012 ein.

Obwohl erfreuliche Verbesserungen im Ergebnishaushalt zu verzeichnen sind, ergeben sich auch Mehraufwendungen im Nachtragshaushalt, die später im Detail erläutert  werden.

Zunächst zu den Erträgen:

Für die Bereitstellung des Behindertenbusses zum Transport eines Kindes mit Glasknochenkrankheit erhält die Stadt Runkel durch Vereinbarung mit dem Kreis Limburg-Weilburg einen kostendeckenden Zuschuss in Höhe von 5.000,- Euro. Die Mehrerträge bei den Bußgeldern belaufen sich auf 60.000,- Euro. Mindererträge ergeben sich aus den Wasser- und Kanalgebühren aufgrund des geringeren Wasserverbrauches von insgesamt 120.000,- Euro. Doch damit tritt leider die Folge einer größer werdenden Unterdeckung ein, die Möglicherweise eine weitere Anpassung / Erhöhung der Gebühren nach sich ziehen könnte. Diese Entwicklung der Wassereinsparungen ist bereits seit  mehreren Jahren deutlich erkennbar. Der Holzverkauf bringt einen Mehrerlös von 70.000,- Euro. Die Gewerbesteuereinnahmen verbessern sich erfreulicherweise um 600.000,- Euro. 

Die Erträge erhöhen sich also um 735.000,- Euro und vermindern sich um 120.000,- Euro (Gesamt 615.000,- Euro), sodass sich der Gesamtbetrag der Erträge von bisher 13.959.300,- Euro auf 14.565.300,- Euro verbessert. 

Zu den Aufwendungen: 

Der Gesamtbetrag der Aufwendungen erhöht sich von 16.037.000,- Euro auf nunmehr 16.562.000,- Euro, also um 525.000,- Euro.

Für die Verarbeitung NSK (Datenverarbeitung der ekom) sind Mehraufwendungen von 20.000,- Euro erforderlich. Die Prüfungsgebühren für die Eröffnungsbilanz durch die Revision des Landkreises Limburg-Weilburg belaufen sich auf 10.000,- Euro. Die Leasingrate des behindertengerechten Busses beträgt 5.000,- Euro. Die Leasingrate für weitere Fahrzeuge wurde um 5.000,- Euro erhöht. Die Mehraufwendungen für alle städtischen Fahrzeuge betragen 10.000,- Euro. Für die Versendung der Bußgeldbescheide fallen erhöhte  Portokosten von 10.000,- Euro an.

Die Instandhaltung der Atemschutzgeräte und des Fuhrparkes der Freiweilligen Feuerwehren hat Mehrkosten in Höhe 5.000,- Euro verursacht. Zur Unterhaltung der Stadtteilfeuerwehren musste der Ansatz im Bereich Strom, Gas und Miete um 10.000,- Euro angehoben werden. Aufgrund gesetzlicher Vorgaben und der Möglichkeit der Florix-Abrechnung der einzelnen Feuerwehren mussten alle Feuerwehrgerätehäuser mit Internet bzw. Telefon ausgerüstet werden. Hierfür entstanden Mehraufwendungen in Höhe von 5.000,- Euro.

Der Zuschuss an den kirchlichen Träger für die 5. Gruppe in Runkel und für die Umstellung von zwei altersübergreifenden auf zwei geöffneten Kindergartengruppen im Kindergarten in Dehrn führt zu einem Mehrbedarf von insgesamt  75.000,- Euro. Der Magistrat hat aufgrund des Antrages der evangelischen Kirche der Weiterführung einer 5. Gruppe in Runkel zugestimmt, weil entsprechende Anmeldungen für eine eigenständige Gruppe vorlagen und vorliegen. 

Für die neugebauten Rasensportplätze  in Arfurt und Ennerich, war eine Nachsaat zwingend erforderlich, die mit 5.000,- Euro zu Buche schlägt. Aus Gründen des Unfallschutzes im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht ist es notwendig, das Geländer am Friedhofsweg in Wirbelau zu erneuern. Hierfür sind 40.000,- Euro vorgesehen. Durch die Mehreinnahmen aus dem Holzverkauf ergeben sich Mehraufwendungen für Holzwerbung (Einschlag- und Holzrückekosten) von 30.000,- Euro.

Die höheren Gewerbesteuereinnahmen verursachen eine höhere Gewerbesteuerumlage in Höhe von 140.000,- Euro. Für die Optimierung der Lüftungsanlage im Dehrner Bürgerhaus sind 155.000,- Euro veranschlagt.

Im Finanzhaushalt erhöhen sich die Einzahlungen um 90.000,- Euro, resultierend aus 615.000,- Mehrerträgen und 525.000,- Mehraufwendungen. 

Der Gesamtbetrag im Finanzhaushalt aus laufender Verwaltungstätigkeit reduziert sich von bisher 1.203.800,- Euro auf nunmehr 1.113.800,- Euro.

Im Investitionshaushalt 2012 hat sich das Volumen nur geringfügig verändert. Jedoch gibt es Verschiebungen bei einzelnen Investitionsprojekten. 

Für die Außenanlagen einschließlich der Parkplätze um das Feuerwehrgerätehaus wurden 46.000,- Euro erforderlich. Diese bauliche Maßnahme wurde größtenteils durch einen Zuschuss des Landes Hessens aus dem Programm „Interkommunale Zusammenarbeit“ (Zusammenlegung von Ortsteilfeuerwehren Runkel und Schadeck) in Höhe von 30.000,- Euro gefördert.   

Der Wasserverband Georg-Joseph hat bei der Stadt Runkel die Erhöhung des Investitionszuschusses um 56.000,- Euro beantragt. Der zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung ermittelte Kaufpreis für den Grunderwerb Herrenwies hat sich durch gesetzliche Vorgaben bis zum Vertragsabschluss erhöht. Aufgrund der HLG-Berechnungen erhöht sich der Mindestverkaufspreis durch den Mischzins und die Verkaufsgebühr um ca. 50.000,- Euro. 

Auf dem Feuerwehrhaus Runkel-Schadeck wurde zwischenzeitlich eine Photovoltaikanlage montiert. Die S&S Solarfonds Runkel GmbH & Co KG hat seinerseits der Stadt Runkel eine Beteiligung an der Photovoltaikanlage auf dem Feuerwehrgerätehaus in Runkel angeboten. Der Anteil der Stadt Runkel daran beträgt 25.000,- Euro. 

Diesem Vorhaben wurde seinerseits durch Beschlussfassung Rechnung getragen, indem die ausschreibende Unternehmung das Dach und die Statik in der erforderlichen Konstellation zur anschließenden Anbringung bzw. Montage einer Photovoltaikanlage ausgeschrieben hat. 

Das Amt für Bodenmanagement hat uns mitgeteilt, dass die Stadt Runkel in 2012 nicht ins Dorferneuerungsprogramm des Landes Hessen aufgenommen wird. Der Sonderposten in Höhe von 60.000,- Euro sowie die Investitionskosten in Höhe von 80.000,- Euro fallen daher im Haushaltsjahr 2012 nicht an und wurden im Nachtrag entsprechend korrigiert.

Der von den Anliegern im Baugebiet „Im Bangert“ im Stadtteil Schadeck herbeigesehnte Straßenendausbau wurde zwischenzeitlich ausgeschrieben und beauftragt. Die Ausführung erfolgt im zeitigen Frühjahr. Erfreulich ist, dass die Ausschreibung dazu eine Kosteneinsparung in Höhe von 280.000,- Euro ergeben hat. Der auf die Anlieger umzulegende Erschließungsbeitrag in Höhe von 90% wird sich dadurch in nicht unerheblichem Maße verringern. Der im Haushalt aufgeführte Sonderposten für die Erschließungsbeiträge reduziert sich um 252.000,- Euro. 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten auf dem Friedhof Runkel/Schadeck ist die Trauergemeinde den Unbilden der Witterung ausgesetzt. Besonders im Bereich vor der Trauerhalle ist es zu jeder Jahreszeit sehr windig. Zur Verbesserung der Situation soll ein Windfang errichtet werden, der mit 20.000,- Euro veranschlagt ist.

Das im Haushalt vorgesehene Blockheizkraftwerk für das Bürgerhaus Dehrn wurde durch Beschluss des Magistrats nicht ausgeführt, da eine Prüfung durch ein Fachbüro – auch aus den Reihen der Stadtverordneten gewünscht - ergeben hat,  dass die derzeit am Markt verfügbaren BHKW-Technik im Bürgerhaus Dehrn nicht wirtschaftlich betrieben werden kann. 

Führende Hersteller sind zur Zeit mit der Entwicklung kleinerer und damit auch für das Dehrner Bürgerhaus geeigneter Anlagen beschäftigt. Da die Heizung im Bürgerhaus dringend erneuert werden musste, wurde eine neue Heizungsanlage eingebaut, die zu gegebener Zeit problemlos mit einem BHKW nachgerüstet werden kann. Der im Haushalt vorgesehene Ansatz in Höhe von 100.000,- Euro entfällt daher. 

Für die Wiederherstellung der Straßendecke im Bereich Schloss Dehrn (Schlossstraße) gewährt der Landkreis für die bisher kreiseigene Straße einen Zuschuss in Höhe von 45.000,- Euro.

Die Stadt Runkel hat bis zum Jahre 2005 die HLG mit der Bodenbevorratung in Höhe von fast 7 Mio. € beauftragt. Ausgehend davon, dass sich diese Übertragungen rechnen würden, ist die Realität leider eine andere.  

Um die vertragliche Verpflichtung mit der HLG abzulösen, wurde ein Betrag von 6.500.000,- Euro als Kreditaufnahme vorgesehen. Mit diesem Betrag werden alle Grundstücke, die von der HLG für die Stadt Runkel bevorratet werden, erworben. Somit entfallen zukünftig die Zahlungen für den Mischzins zur Einhaltung des Mindestverkaufspreises an die HLG. Mit den eingesparten Mitteln für die Mischzinszahlungen an die HLG, kann die Annuität für das von der Stadt Runkel aufzunehmende Darlehen bedient werden. Konkret bedeutet das für die Stadt Runkel, dass bei derzeit 2,4% (Zinsanfrage vom heutigen Tag) 156.000,- Euro an Zinsen p.a. zu zahlen sind. Bei einem Mischzins von 4,1% (HLG) sind 266.500,- Euro p.a. fällig. Für die Zukunft bedeutet dies für die Stadt Runkel eine jährliche Zinseinsparung von ca. 110.000,- Euro.

Somit ist die Stadt Runkel bei gleicher Belastung für den Haushalt Eigentümerin der HLG Grundstücke. Bei Fortführung des derzeitigen Bodenbevorratungsvertrages  wäre die Stadt Runkel nicht Eigentümerin und der Kaufpreis würde am Ende der Vertragslaufzeit noch in voller Summe anstehen. Derzeit befindet sich die Verwaltung in dem abschließenden Vorgesprächen bezüglich der für Runkel best geeigneten Varianten der Rechtsform zur Wahrnehmung der damit verbundenen zukünftigen Aufgaben. 

Die Stadtverwaltung hat die Kommunalaufsicht beim Landkreis Limburg-Weilburg vorab über dieses Vorhaben informiert. Die Ablösung der vertraglichen Verpflichtung wird auch von dort positiv bewertet.

Der Gesamtbetrag der Kredite gemäß § 2 der 1. Nachtragssatzung erhöht sich von daher um 6.500.000,- Euro auf nunmehr 9.270.500,- Euro.

Hiermit ist der 1. Nachtrag für das Haushaltsjahr 2012 eingebracht und kann dem Haupt- und Finanzausschuss zur Beratung verwiesen werden.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Verweisung des 1. Nachtrages für das Haushaltsjahr 2012 in den Haupt- und Finanzausschuss.
Abstimmung:

Ja- 25

Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 12
Genehmigung des Protokolls vom 17.10.2012

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Genehmigung des Protokolls vom 17.10.2012.

Abstimmung:

Ja- 25

Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 13
Mitteilungen des Magistrates

Herr Bürgermeister Bender teilt mit:

1. 
Ein Schreiben des Institutes Fresenius bestätigt, dass die Wasserqualität der 
Stadt 
Runkel dem gesetzlich vorgeschriebenen Werten entspicht.

2.
Photovoltaikanlagen

Von der Fa. Stillger & Stahl wurde mitgeteilt, dass beide Photovoltaik-Anlagen 
Herrnwies und Feuerwehrgerätehaus in den nächsten zwei Wochen ans 
Netz 
gehen.

3.
Austausch Straßenbeleuchtungsanlage

Der Austausch der Straßenbeleuchtungsanlage im Stadtteil Wirbelau 
(Versorgung durch E.ON)  ist abgeschlossen. Die Leuchten 
sind 
ausgenommen von den acht anderen Stadtteilen im Eigentum der 
Stadt 
Runkel.



Sämtliche Leuchten der Gemeindestraßen  (nicht der Hauptstraße) sind mit 
LED-Leuchten ausgestattet. Die Kosten belaufen sich auf 27.380 Euro, der 
erzielte Zuschuss beläuft sich auf 10.265 Euro. 

4.
Bestuhlung (inkl. Tische) des BGH Dehrn

Die Verwaltung ist auf Anordnung des Bürgermeisters mit der Ermittlung der 
Kosten für eine Erneuerung beauftragt.


Alte noch intakte Stühle sollen auf die Friedhöfe der Stadtteile verteilt werden, 
um weitere Sitzmöglichkeiten für ältere Bürger bei Beerdigungen zu 
gewährleisten.


Durch den plötzlichen Tod der Hausmeisterin des BGH Dehrns, ist die 
Betreuung dort nicht mehr gegeben. Hierzu werden nächste Woche mit 
Interessenten Gespräche geführt, insbesondere auch um die Betreuung der 
Küche neu zu gestalten.

5.
EKVO-Maßnahmen Ennerich

Die Angebotseröffnung der EKVO-Maßnahme „Hammerstraße“ in 
Ennerich ist 
erfolgt. Die hierfür vorgesehenen Mittel reichen aus. Sie können aus den 
gewonnenen Haushaltsresten von bereits umgesetzten Maßnahmen die 
deutlich günstiger erstellt wurden in Höhe von 450.000 Euro realisiert 
werden. Hierfür muss daher kein zusätzliches Geld  akquiriert werden.

6.
Entfernung von Bäumen und Sträucher

Auf Wunsch des Ortsbeirates Hofen, wurden Bäume und Sträucher auf dem 
Hofener Friedhof entfernt. Die Ersatzbepflanzung wird erfolgen.

7.
Austausch der Fenster BGH Ennerich

Die Arbeiten sind abgeschlossen.

8.
5. Kindergartengruppe Runkel

In der vorletzten Magistratssitzung hat sich der Magistrat mit der 
Beibehaltung und Fortführung der 5. Kindergartengruppe Runkel befasst und 
dem auch zugestimmt. Klärende Details sind noch vorzunehmen.

Weiterhin erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass er in Abstimmung mit Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber für Mittwoch, dem 5. Dezember 2012 um 19.00 Uhr eine Sondersitzung einberufen möchte. Hier soll es um die Vorstellung bzw. mit evtl. Beschlussfassung zum:

- 
Planungskonzept für die Bebauung „Auf dem Wolfram II“ im   Stadtteil 
Schadeck erfolgen

Um dieses hat das Unternehmen gebeten, damit ggf. der Bebauungsplan in 
Form eines Aufstellungsplanes  auf den  Weg gebracht werden kann.

-
die Betrachtung und Behandlung der möglichen Rechtsform zur 
Wahrnehmung der kommunalen Aufgaben, z.B. Eigenbetrieb, GmbH etc. 
wie es  teilweise auch beim Kreis praktiziert wird.
-
eine  Konzeption zu erneuerbaren Energien zwecks möglicher 
Realisierung 

Abschließend berichtet Herr Bürgermeister Bender, dass am 16. und 17. Februar 2013 nach Absprache mit Süwag und E.ON, die erste Runkeler Energiemesse stattfinden wird. In dieser sollen die neusten Techniken vorgestellt werden.
Mit dankenden Worten verabschiedet Herr Bürgermeister Bender den langjährigen Hauptamtsleiter, Herrn Karlheinz Wolf, der ab Dezember aus dem aktiven Dienst in die Altersteilzeit tritt.
Auch Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich ebenfalls für die gute Zusammenarbeit mit Hauptamtsleiter Karlheinz Wolf während ihrer bisherigen Amtszeit als Stadtverordnetenvorsteherin. Im Anschluss befragt sie die Anwesenden, ob der Sitzungsbeginn am 05.12.2012 mit 19.00 Uhr Einsprüche findet. Da dies nicht der Fall ist, wird die Sondersitzung auf diese Uhrzeit terminiert.
Weiterhin weist sie zum Abschluss auf die Jahresabschlussversammlung am 14.12.2012, um 19.00 Uhr, im Bürgerhaus Dehrn mit abschließenden geselligen Beisammensein hin. Zur Abstimmung der Termine für die  Stadtverordnetenversammlung für 2013 findet vorab um 18.30 Uhr eine Präsidiumssitzung mit den betreffenden Mitgliedern statt. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich bei den anwesenden Stadtverordneten und Gästen und schließt die Sitzung um 21.45 Uhr.
_______________________                                                  ________________

(Ragnhild Schreiber)





(Claudia Janevski)


Stadtverordenetenvorsteherin                                                   Schriftführerin

